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A n t r a g

Der Landtag wolle beschließen,

die Landesregierung zu ersuchen

zu berichten,

1. für welche Stadt- und Landkreise sich die gesetzliche Kostenpauschale nach
dem Flüchtlingsaufnahmegesetz im Jahr 2015 als auskömmlich bzw. nicht aus-
kömmlich erwiesen hat;

2. welche Erstattungen den jeweiligen Stadt- und Landkreisen für das Jahr 2015
im Rahmen der derzeit geltenden Kostenpauschale des Flüchtlingsaufnahme -
gesetzes bereits gewährt wurden;

3. in welchem Umfang die jeweiligen Stadt- und Landkreise für die vorläufige
Unterbringung von Flüchtlingen im Jahr 2015 Kosten bzw. Mehrausgaben ge-
genüber dem Land geltend machen, die über die derzeitige gesetzliche Kosten-
pauschale des Flüchtlingsaufnahmegesetzes nicht abgedeckt sind;

4. welche Kostengruppen bzw. Mehrausgaben der jeweiligen Stadt- und Land-
kreise für die vorläufige Unterbringung von Flüchtlingen im Jahr 2015 seitens
des Landes anerkannt werden;

5. nach welchem Berechnungsverfahren bzw. nach welcher Formel die evaluierte
Kostenpauschale des Flüchtlingsaufnahmegesetzes für das Jahr 2015 neu fest-
gesetzt wird;

6. ob und in welchem Umfang insbesondere Investitionen der Stadt- und Land-
kreise für den Erwerb von Grundstücken, für den Bau von Gemeinschaftsunter-
künften und dezentralen Wohnungen zur vorläufigen Unterbringung von Ge-
flüchteten in die nachlaufende Spitzabrechnung für das Jahr 2015 einfließen;

Antrag

der Abg. Gernot Gruber u. a. SPD 

und

Stellungnahme

des Ministeriums für Inneres, Digitalisierung und Migration

Umsetzung der nachlaufenden Spitzabrechnung der 

Kostenpauschale nach dem Flüchtlingsaufnahmegesetz 
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7. welche Beträge die einzelnen Stadt- und Landkreise über die gesetzliche Kos -
tenpauschale des Flüchtlingsaufnahmegesetzes hinaus bis zum 31. Juli 2017
als 80-prozentige Abschlagszahlung erhalten haben;

8. bis wann die Neufestsetzung der Kostenpauschalen nach dem Flüchtlingsauf-
nahmegesetz für das Jahr 2015 voraussichtlich abgeschlossen sein werden
bzw. die entsprechende neue Rechtsverordnung dazu vorliegen wird; 

9. bis zu welchem Zeitpunkt die Stadt- und Landkreise, für die sich die gesetz -
liche Kostenpauschale des Flüchtlingsaufnahmegesetzes als nicht auskömm-
lich erwiesen hatte, mit der vollständigen Erstattung ihrer Mehraufwendungen
rechnen können;

10. ob es zutrifft, dass die Stadt- und Landkreise keine hundertprozentige Rück -
erstattung ihrer flüchtlingsbezogenen Investitionen und Mehraufwendungen
durch das Land erhalten, weil im Rahmen der Spitzabrechnung für das Jahr
2015 beispielsweise bei Unterkünften und Gebäuden nur die jeweiligen Ab-
schreibungen für das Jahr 2015 berücksichtigt werden, obwohl sich der jewei-
lige Abschreibungszeitraum über Jahre oder Jahrzehnte erstrecken kann;

11. ob und in welchem Umfang sie die Stadt- und Landkreise unterstützt, wenn
diese ihre langfristig angemieteten oder leerstehenden Gemeinschaftsunter-
künfte den Städten, Gemeinden oder Geflüchteten anbieten und dabei keine
kostendeckenden Mieteinnahmen erwirtschaftet werden können;

12. ob die Stadt- und Landkreise bereits aufgefordert wurden, ihre Rechnungs -
abschlüsse für das Jahr 2016 vorzulegen und wie sich das weitere Procedere
für die rückwirkende Erstattung bzw. nachlaufende Spitzabrechnung des Jah-
res 2016 durch das Land gestaltet.

02. 08. 2017

Gruber, Wölfle, Binder, Kleinböck, Hofelich SPD

B e g r ü n d u n g

Nach dem Gesetz zur Aufnahme von Flüchtlingen Baden-Württemberg (Flücht-
lingsaufnahmegesetz) beteiligt sich das Land mit einer Kostenpauschale an den Auf -
wendungen der Stadt- und Landkreise für die vorläufige Unterbringung von Asyl-
begehrenden. Die erstattungsfähige einmalige Kostenpauschale beträgt 13.260 Eu-
ro für das Jahr 2015, 13.972 Euro für das Jahr 2016 bzw. 14.181 Euro für das Jahr
2017 und erhöht sich jährlich um 1,5 Prozent.

Bereits kurze Zeit nach Inkrafttreten des Flüchtlingsaufnahmegesetzes hat sich
gezeigt, dass die darin festgesetzte Kostenpauschale aufgrund regional höchst un-
terschiedlicher Miet- und Immobilienpreise für zahlreiche Stadt- und Landkreise
nicht auskömmlich ist. Aus diesem Grund wurde die im Gesetz verankerte Eva-
luierung der Kostenpauschale vorgezogen und zunächst der liegenschaftsbezoge-
ne Anteil der Pauschale für das Jahr 2014 rückwirkend spitz abgerechnet. Zwi-
schen den Kommunalen Landesverbänden und dem Land wurde darüber hinaus
vereinbart, dass die Stadt- und Landkreise ihre Kosten der vorläufigen Unterbrin-
gung für die Jahre 2015 und 2016 in vollem Umfang geltend machen bzw. „spitz“
abrechnen dürfen, und dass sie die Differenz zwischen gesetzlicher Pauschale und
angefallenen Mehrausgaben rückwirkend erstattet bekommen. Diese Vereinba-
rung hat die Landesregierung im Koalitionsvertrag aus dem Jahr 2016 (Seite 65)
noch einmal ausdrücklich bekräftigt. Bis heute ist die zusagte Kompensation
durch das Land noch nicht erfolgt.
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Der Antrag nimmt Bezug auf die Landtagsdrucksachen 16/396, 16/920, 16/558
sowie 16/2012 (Mündliche Anfrage Nummer 1) und 16/2289 (Mündliche Anfrage
Nummer 8) und hat zum Ziel, die Bedeutung von Erstattungsleistungen für die
kommunalen Haushalte aufzuzeigen.

S t e l l u n g n a h m e * )

Mit Schreiben vom 13. September 2017 Nr. 7-0141.5/16/2481 nimmt das Ministe-
rium für Inneres, Digitalisierung und Migration im Einvernehmen mit dem Minis -
terium für Finanzen zu dem Antrag wie folgt Stellung:

Der Landtag wolle beschließen,
die Landesregierung zu ersuchen
zu berichten,

1. für welche Stadt- und Landkreise sich die gesetzliche Kostenpauschale nach
dem Flüchtlingsaufnahmegesetz im Jahr 2015 als auskömmlich bzw. nicht aus-
kömmlich erwiesen hat;

2. welche Erstattungen den jeweiligen Stadt- und Landkreisen für das Jahr 2015
im Rahmen der derzeit geltenden Kostenpauschale des Flüchtlingsaufnahme-
gesetzes bereits gewährt wurden;

3. in welchem Umfang die jeweiligen Stadt- und Landkreise für die vorläufige
Unterbringung von Flüchtlingen im Jahr 2015 Kosten bzw. Mehrausgaben ge-
genüber dem Land geltend machen, die über die derzeitige gesetzliche Kosten-
pauschale des Flüchtlingsaufnahmegesetzes nicht abgedeckt sind;

4. welche Kostengruppen bzw. Mehrausgaben der jeweiligen Stadt- und Land-
kreise für die vorläufige Unterbringung von Flüchtlingen im Jahr 2015 seitens
des Landes anerkannt werden;

7. welche Beträge die einzelnen Stadt- und Landkreise über die gesetzliche Kos -
tenpauschale des Flüchtlingsaufnahmegesetzes hinaus bis zum 31. Juli 2017
als 80-prozentige Abschlagszahlung erhalten haben;

Zu 1. bis 4. und 7.:

Die von den Stadt- und Landkreisen für die vorläufige Unterbringung im Jahr
2015 geltend gemachten Ausgaben, die Summe der für die in diesem Zeitraum je-
weils aufgenommenen und untergebrachten Personen bereits angewiesenen Pau-
schalen, die aus dieser vorläufigen Datengrundlage resultierenden Unter- oder
Überzahlungen sowie die Beträge der Vorgriffszahlungen sind in der beiliegen-
den Tabelle (siehe Anlage) dargestellt.

Es ist jedoch darauf hinzuweisen, dass die in der Tabelle angeführten Ausgaben
der Stadt- und Landkreise, auf deren Basis das Land den Stadt- und Landkreisen
im Falle der Unterdeckung zunächst eine Vorgriffszahlung geleistet hat, vor der
abschließenden Pauschalenneufestsetzung unter Berücksichtigung der aktuellen
Prüfungsergebnisse der Regierungspräsidien und des Landesrechnungshofs noch -
mals zu korrigieren sein werden. Voraussichtlich wird das Gesamterstattungs -
volumen im Zuge dieser Korrektur insgesamt sinken.

*) Der Überschreitung der Drei-Wochen-Frist wurde zugestimmt.
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5. nach welchem Berechnungsverfahren bzw. nach welcher Formel die evaluierte
Kostenpauschale des Flüchtlingsaufnahmegesetzes für das Jahr 2015 neu fest-
gesetzt wird;

Zu 5.:

Das Land hat sich mit den kommunalen Landesverbänden darauf verständigt,
dass die auf dem Verordnungsweg nachlaufend neu festzusetzenden kreisindivi-
duellen Pauschalen der jeweiligen kreisindividuellen Belastungssituation Rech-
nung tragen sollen und daher in ihrer Summe die geltend gemachten, um die Prü-
fungsergebnisse der Regierungspräsidien und des Landesrechnungshofs korrigier-
ten tatsächlichen Ausgaben der Stadt- und Landkreise abbilden werden.

6. ob und in welchem Umfang insbesondere Investitionen der Stadt- und Land-
kreise für den Erwerb von Grundstücken, für den Bau von Gemeinschafts -
unterkünften und dezentralen Wohnungen zur vorläufigen Unterbringung von
Geflüchteten in die nachlaufende Spitzabrechnung für das Jahr 2015 ein-
fließen;

10. ob es zutrifft, dass die Stadt- und Landkreise keine hundertprozentige Rück -
erstattung ihrer flüchtlingsbezogenen Investitionen und Mehraufwendungen
durch das Land erhalten, weil im Rahmen der Spitzabrechnung für das Jahr
2015 beispielsweise bei Unterkünften und Gebäuden nur die jeweiligen Ab-
schreibungen für das Jahr 2015 berücksichtigt werden, obwohl sich der je-
weilige Abschreibungszeitraum über Jahre oder Jahrzehnte erstrecken kann;

Zu 6. und 10.:

Investitionen der Stadt- und Landkreise für den erforderlichen Erwerb von Grund-
stücken, den Bau von Gemeinschaftsunterkünften und dezentralen Wohnungen
zur vorläufigen Unterbringung werden im Rahmen der nachlaufenden Spitzab-
rechnung für das Jahr 2015 unter Beachtung der für die nach kommunalem Haus-
haltsrecht geltenden Abschreibungsregeln vollumfänglich erstattet.

8. bis wann die Neufestsetzung der Kostenpauschalen nach dem Flüchtlingsauf-
nahmegesetz für das Jahr 2015 voraussichtlich abgeschlossen sein werden bzw.
die entsprechende neue Rechtsverordnung dazu vorliegen wird; 

Zu 8.:

Ehe die Pauschalen auf dem Verordnungsweg abschließend neu festgesetzt wer-
den können, ist den Stadt- und Landkreisen zunächst aufzugeben, ihre Angaben
über ihre Ausgaben nach Maßgabe der aktuellen Prüfungsergebnisse der Regie-
rungspräsidien und des Landesrechnungshofs zu korrigieren. Hierzu müssen
 Daten nacherhoben werden. Das Innenministerium beabsichtigt in Absprache mit
den kommunalen Landesverbänden eine kurze Nachmeldefrist zu setzen, und
strebt im Übrigen an, die nachlaufende Spitzabrechnung der vorläufigen Unter-
bringung im Jahr 2015 möglichst noch in diesem Jahr endgültig abzuschließen.

9. bis zu welchem Zeitpunkt die Stadt- und Landkreise, für die sich die gesetzliche
Kostenpauschale des Flüchtlingsaufnahmegesetzes als nicht auskömmlich er-
wiesen hatte, mit der vollständigen Erstattung ihrer Mehraufwendungen rech-
nen können;

Zu 9.:

Verbleibende Differenzbeträge werden zeitnah nach Inkrafttreten der Verordnung
zur Neufestsetzung der Pauschalen angewiesen werden.



5

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 2481

11. ob und in welchem Umfang sie die Stadt- und Landkreise unterstützt, wenn
diese ihre langfristig angemieteten oder leerstehenden Gemeinschaftsunter-
künfte den Städten, Gemeinden oder Geflüchteten anbieten und dabei keine
kostendeckenden Mieteinnahmen erwirtschaftet werden können;

Zu 11.:

Infolge der seit dem zweiten Quartal 2016 stetig sinkenden Flüchtlingszahlen sind
auch die Stadt- und Landkreise gehalten, nicht mehr benötigte Kapazitäten der
vorläufigen Unterbringung abzubauen. Dies kann grundsätzlich auch dergestalt
geschehen, dass leerstehende Gemeinschaftsunterkünfte den Gemeinden miet -
weise z. B. für Zwecke der Anschlussunterbringung überlassen werden. Daraus
darf jedoch keine Quersubventionierung der kommunalen Aufgabe der Anschluss -
unterbringung durch das Land resultieren. Mit den Gemeinden sind deshalb
grundsätzlich kostendeckende Mietzinsen auszuhandeln. Soweit sich ein kosten-
deckender Mietzins nicht realisieren lässt, kann der verbleibende Abmangel im
Rahmen der nachlaufenden Spitzabrechnung nur geltend gemacht werden, soweit
keine wirtschaftlicheren Alternativen in Betracht kommen sowie den Grundsätzen
der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit Rechnung getragen wird.

12. ob die Stadt- und Landkreise bereits aufgefordert wurden, ihre Rechnungs -
abschlüsse für das Jahr 2016 vorzulegen und wie sich das weitere Procedere
für die rückwirkende Erstattung bzw. nachlaufende Spitzabrechnung des Jahres
2016 durch das Land gestaltet.

Zu 12.:

Mit der Datenerhebung für die nachlaufende Pauschalenneufestsetzung ist noch
nicht begonnen worden, da zunächst in der beim Innenministerium eingerichteten
Arbeitsgruppe mit den kommunalen Landesverbänden Änderungen des Erhe-
bungsbogens und der erläuternden Hinweise, die aufgrund der Prüfungsergebnis-
se der Regierungspräsidien und des Landesrechnungshofs geboten erscheinen, ab-
gestimmt werden müssen. Verfahren und Abrechnungsmodus sollen im Übrigen
unverändert bleiben.

Strobl

Minister für Inneres,
Digitalisierung und Migration
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